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Union sidérurgique du Nord et de l'Est de la France „Usinor" 
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

„Stahl — Erzeugungsquo ten" 

Rechtssache 103/83 

L e i t s ä t z e 

EGKS — Erzeugung — System von Erzeugungsquoten fiir Stahl — Betroffene Unter­
nehmen — Gruppen von zusammengeschlossenen Unternehmen — Begriff— Verwei­
sung auf Artikel 66 EGKS-Vertrag — Zulässigkeit — Adressat der Quoten — Unterneh­
men, das die Tätigkeit der Gruppe im Bereich der Produktion leitet 

(EGKS-Vertrag, Artikel 58, 66 und 80; Allgemeine Entscheidung Nr. 1692/82, Artikel 2 
Absatz 4) 

Die Kommission hat den ihr von Artikel 
58 EGKS-Vertrag eingeräumten Ermes­
sensspielraum nicht überschritten, als sie 
sich aus praktischen Gründen dafür ent­
schied, das Unternehmen, das auf der 
Produktionsebene die Tätigkeit einer 
Unternehmensgruppe leitet, zum Adres­
saten der Produktionsquoten zu machen; 
ein solches Verfahren ermöglicht diesem 
Unternehmen auch eine Aufteilung der 
Quoten innerhalb der Gruppe, wie sie 
am besten einer wirkungsvollen Produk­
tionsleitung entspricht. Indem die Kom­
mission auf diese Weise durch ihre Ent­
scheidung Nr. 1696/82 die Gruppe von 

zusammengeschlossenen Unternehmen 
im Sinne von Artikel 66 EGKS-Vertrag 
zum Adressaten der Quotenregelung be­
stimmt hat, ist sie ferner in keiner Weise 
von der Definition des Unternehmens in 
Artikel 80 EGKS-Vertrag, wie sie insbe­
sondere in der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes ausgelegt wird, abgewichen, 
da durch eine solche Entscheidung we­
der die eigenständige Rechtspersönlich­
keit der Unternehmen in der Gruppe 
noch ihre Möglichkeit, individuell sie 
selbst betreffende Prozesse zu führen, 
beeinträchtigt wird. 

In der Rechtssache 103/83 

U N I O N SIDÉRURGIQUE DU N O R D ET DE L ' E S T DE LA FRANCE „ U S I O N O R " , P r o z e ß ­

bevollmächtigte: Rechtsanwält in Lise Funck-Brentano, Paris, Zustel lungs­
bevollmächtigte: Rechtsanwält in Marlyse Neuen-Kauffman, 2 1 , rue 
Philippe-II, Luxemburg, 

Klägerin, 

1 — Verfahrenssprache: Französisch. 
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gegen 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch das Mit­
glied ihres Juristischen Dienstes Frank Benyon als Bevollmächtigten, Zustel­
lungsbevollmächtigter: Oreste Montako, Jean-Monnet-Gebäude, Luxem­
burg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung der Entscheidung der Kommission, mit der diese eine Er­
höhung der Quoten der Klägerin für die Erzeugnisse der Gruppen V und Id 
für das zweite Quartal 1983 abgelehnt hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, des Kammerpräsiden­
ten G. Bosco und des Richters T. Koopmans, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

I — Sachverhalt und Verfahren 

Gestützt auf Artikel 58 EGKS-Vertrag 
verlängerte die Kommission mit Ent­
scheidung Nr. 1696/82/EGKS vom 30. 
Juni 1982 (ABl. L 191, S. 1), zuletzt ge­
ändert durch die Entscheidung Nr. 
87/83/EGKS vom 12. Januar 1983 (ABl. 
L 13, S. 9) das Überwachungssystem und 
das neue System von Erzeugungsquoten 

für bestimmte Erzeugnisse der Unterneh­
men der Stahlindustrie in der Gemein­
schaft. 

Mit Entscheidung Nr. 379/83/EGKS 
vom 16. Februar 1983 (ABl. L 45, S. 19) 
setzte sie die prozentualen Kürzungen 
für das zweite Quartal 1983 fest. Mit 
Schreiben vom 28. Februar 1983 gab sie 
der Klägerin die ihrer Unternehmens-
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gruppe für dieses Quartal zugeteilten 
Quoten bekannt. 

Mit Entscheidung Nr. 950/83/EGKS 
vom 20. April 1983 (ABl. L 104, S. 19) 
änderte sie die prozentualen Kürzungen 
für das zweite Quartal 1983. Dement­
sprechend teilte sie der Klägerin die 
neuen Produktions- und Lieferquoten 
für dieses Quartal mit. 

Die Klägerin hat gegen diese Entschei­
dung mit Klageschrift, die am 3. Juni 
1983 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden ist, Klage 
erhoben. Das Verfahren ist ordnungsge­
mäß abgelaufen. Der Gerichtshof hat die 
Rechtssache auf Bericht des Berichter­
statters nach Anhörung des Generalan­
walts ohne vorherige Beweisaufnahme an 
die Erste Kammer verwiesen. 

II — A n t r ä g e de r P a r t e i e n 

Die Klägerin beantragt, die Entscheidung 
der Kommission vom 27. April 1983 auf­
zuheben, 

1. da sie der Firma Usinor Quoten für 
die Erzeugnisse der Gruppe V mitge­
teilt hat, obwohl die Mitteilung an ein 
anderes Unternehmen zu richten war, 

2. da sie, selbst wenn die Mitteilung ih­
rer Ansicht nach an die Klägerin zu 
richten war, die Firma Alpa als ein 
selbständiges Unternehmen im Sinne 
von Artikel 80 EGKS-Vertrag hätte 
behandeln und ihre Quoten für die 
Erzeugnisse der Gruppe V nach Arti­
kel 14 dritter Gedankenstrich der 
Entscheidung Nr. 1696/82 hätte an­
passen müssen, 

3. da sie ihre Pflichten verletzt hat, in­
dem sie den in der allgemeinen Ent­
scheidung Nr. 950/83/EGKS für die 
Erzeugnisse der Gruppe Id geltenden 
Steigerungssatz zu niedrig festgesetzt 
hat und der Klägerin aufgrund dieser 

allgemeinen Entscheidung so niedrige 
Quoten zugeteilt hat, daß sie der in­
folge tiefgreifender Marktveränderun­
gen erheblich gestiegenen Nachfragen 
nicht nackommen könne. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage auf Aufhebung der Ent­
scheidung als unbegründet abzuwei­
sen und 

— der Klägerin die Kosten aufzugeben. 

I I I — V o r b r i n g e n de r P a r t e i e n 

A — Die Erzeugnisse der Gruppe V 

Bei den betreffenden Erzeugnissen der 
Gruppe V handelt es sich um Betonstahl, 
den eine Tochtergesellschaft der Kläge­
rin, die Firma Alpa, herstellt. Nach An­
sicht der Klägerin hat die Kommission 
der Firma Usinor zu Unrecht die Quoten 
für die Firma Alpa mitgeteilt, die eine 
selbständige juristische Person im Sinne 
von Artikel 80 EGKS-Vertrag und inner­
halb der Usinor-Gruppe ein unabhängi­
ges Wirtschaftsunternehmen sei. Diese in 
der Usinor-Gruppe eigenständige Firma 
sei das einzige Unternehmen der 
Gruppe, das Betonstahl herstelle. Die 
Firma Alpa habe mit Schreiben vom 23. 
Februar 1983 bei der Kommission für 
das erste Quartal 1983 die Anpassung 
nach Artikel 14 der Entscheidung Nr. 
1696/82/EGKS beantragt. Dieses 
Schreiben sei unbeantwortet geblieben. 
Mit Schreiben vom 26. Mai 1983 habe 
die Firma Alpa ihren Antrag für das 
zweite Quartal 1983 wiederholt. 
Artikel 14 der Entscheidung Nr. 1696/82 
sehe in seiner im Jahr 1983 gültigen Fas­
sung die Möglichkeit einer Anpassung 
der Quoten vor, was die Gruppe V be­
treffe, wenn 

— die gesamte Erzeugung entsprechend 
Artikel 1 im Jahr 1981 700 000 t 
nicht überschreite und 
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— die Erzeugung der Gruppen IV, V 
und VI mindestens 90 % der Ge­
samterzeugung des Unternehmens im 
Jahr 1981 umfasse und 

— die Erzeugung der Gruppe V wenig­
stens 30 % der Erzeugung der Grup­
pen IV, V und VI im Jahr 1981 um­
fasse und 

— die Kürzungssätze der Gruppe V 
40 % überschritten. 

Die Firma Alpa, die nur Betonstahl er­
zeuge, erfülle die Voraussetzungen des 
genannten Artikels 14. Für die Klägerin 
bestehe dagegen diese Anpassungsmög­
lichkeit nicht, da ihre gesamte durch Ar­
tikel 1 der Entscheidung erfaßte Erzeu­
gung im Jahr 1981 die Grenze von 
700 000 t überschritten habe. 
Durch Artikel 14 solle den kleinen Un­
ternehmen sowie den auf die Erzeugnisse 
der Gruppen IV, V und VI spezialisier­
ten Unternehmen geholfen werden, den 
außerordentlichen Schwierigkeiten zu 
begegnen, in die sie wegen der hohen 
Kürzungssätze für diese Produkte zu ge­
raten drohten. Die Kürzungssätze für die 
Erzeugnisse der Gruppe V hätten im 
zweiten Quartal 1983 die Höhe von 
43 % und 50 % erreicht. Die Firma 
Alpa, die als einziges Unternehmen der 
Usinor-Gruppe in der Pariser Region an­
gesiedelt sei und als einziger Betrieb der 
Gruppe Betonstahl herstelle, habe in den 
ersten beiden Quartalen des Jahres 1983 
mindestens vier Wochen lang die Ar­
beitseinstellung aus technischen Gründen 
anordnen müssen. Ihre Arbeitnehmer 
könnten nicht in anderen Unternehmen 
der Gruppe untergebracht werden, und 
das Unternehmen arbeite jetzt mit Ver­
lust. 

Die Firma Alpa erfülle sämtliche Voraus­
setzungen des Artikels 14. Neben der ab­
gegrenzten Erzeugung habe die Firma 
Alpa eine eigene Rechtspersönlichkeit. 
Sie habe eine eigene Satzung, lege ihre 

eigene Bilanz vor, führe selbst die Mehr­
wertsteuer an die französische Steuerver­
waltung ab, verkaufe unmittelbar auf 
dem Markt, und zwar auch an Konkur­
renten der Usinor-Gruppe, und ent­
scheide völlig unabhängig über ihre Inve­
stitionen. Nach französischem Recht sei 
sie ein Unternehmen im rechtlichen wie 
im wirtschaftlichen Sinne. 

Gleiches gelte im Hinblick auf das Ge­
meinschaftsrecht, wo der Unternehmens­
begriff in Artikel 80 EGKS-Vertrag fest­
gelegt sei. Die Klägerin bezieht sich auf 
die Definition des Unternehmens und 
seine Abgrenzung gegenüber der 
Gruppe, wie sie der Gerichtshof in sei­
nen Urteilen vom 22. März 1961 in den 
verbundenen Rechtssachen 42 und 49/59 
(SNUPAT/Hohe Behörde, Slg. 1961, 109) 
und vom 13. Juli 1962 in den verbunde­
nen Rechtssachen 17 und 20/61 (Klöck-
ner und Hoesch/Hobe Behörde, Slg. 1962, 
653) herausgearbeitet habe. Der Ge­
richtshof habe erklärt, der Unterneh­
mensbegriff im Sinne des Vertrages 
decke sich mit dem Rechtsbegriff der na­
türlichen oder juristischen Person. Die 
Firma Alpa müsse als ein eigenständiges 
Unternehmen angesehen werden, da sie 
überhaupt keine wirtschaftlichen und 
technischen Verbindungen zur Usinor-
Gruppe habe. 

Die Klägerin vertritt die Ansicht, Ar­
tikel 2 Absatz 4 der Entscheidung Nr. 
1696/82, wonach eine Gruppe von zu­
sammengeschlossenen Unternehmen im 
Sinne von Artikel 66 des Vertrages als 
ein Unternehmen gilt, sei rechtswidrig. 
Die Kommission könne die vom Vertrag 
im Rahmen der Regelung von Fusionen 
und Zusammenschlüssen aufgestellte De­
finition Unternehmensgruppe nicht auf 
andere Situation als die des Artikels 66 
anwenden und damit über die Vertrags­
bestimmungen sowie die Rechtsprechung 
des Gerichtshof hinausgehen. Zu diesem 
Punkt habe der Gerichtshof in dem ge-
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nannten Uneil SNUPA T ausgeführt, nur 
dann ließe sich annehmen, daß mehrere 
voneinander verschiedene Gesellschaften 
ein einziges Unternehmen im Sinne von 
Artikel 80 des Vertrages darstellen könn­
ten, wenn der Vertrag eine dahin ge­
hende ausdrückliche Bestimmung ent­
halte. Mangels einer solchen Vorschrift 
könne man nicht davon ausgehen, daß 
zwei getrennte, eigenständige Gesell­
schaften ein einziges Unternehmen im 
Sinne des Vertrages sein könnten. 

Soweit die Unternehmen ihre Rechtsper­
sönlichkeit behielten, seinen sie Träger 
gemeinschaftsrechtlicher Rechte und 
Pflichten einschließlich des Rechts, einen 
Antrag auf Anpassung der Vergleichs­
größen für die Gruppe V — Betonstahl 
— nach Artikel 14 dritter Gedanken­
strich der Entscheidung Nr. 1696/82 zu 
stellen. Die Weigerung, der Firma Alpa 
die Eigenschaft eines Unternehmens im 
Sinne von Artikel 80 zuzuerkennen, 
laufe auf eine Diskriminierung der Firma 
Alpa als Tochtergesellschaft von Usinor 
gegenüber denjenigen Unternehmen 
hinaus, die ebenfalls nur ein Erzeugnis 
herstellten und bei denen eine Anpassung 
vorgenommen werde. 

Nach Ansicht der Kommission ist unstrei­
tig, daß die Firma Alpa der Usinor-
Gruppe im Sinne von Artikel 66 EGKS-
Vertrag angehöre. Sie räumt ein, daß die 
Firma Alpa ein Unternehmen nach Arti­
kel 80 EGKS-Vertrag sei. 

Es gehe um die Frage, ob Artikel 2 Ab­
satz 4 rechtswidrig sei, wonach „als ein 
Unternehmen im Sinne dieser Entschei­
dung . . . eine Gruppe von zusammenge­
schlossenen Unternehmen [gilt]". 

Der EGKS-Vertrag räume der Kommis­
sion bei der Erstellung eines Produk­
tionsquotensystems einen weiten Ermes-
sungsspielraum ein. Sie müsse ihre Be­
fugnisse nach Artikel 58 EGKS-Vertrag 
sachgerecht und ohne Diskriminierung 

ausüben. Für eine wirkungsvolle Anwen­
dung der Quotenregelung sei die Bestim­
mung, wonach Adressat dieser Regelung 
auch eine Gruppe von zusammenge­
schlossenen Unternehmen im Sinne von 
Artikel 66 EGKS-Vertrag sei, sachge­
recht und angemessen. 

Unternehmenszusammenschlüsse seien 
dadurch gekennzeichnet, daß ein oder 
mehrere Unternehmen der Kontrolle 
eines anderen Unternehmens unterwor­
fen würden. Eine Kontrolle schließe die 
Möglichkeit ein, die Entscheidungen 
eines anderen Unternehmens im Bereich 
der Produktion und des Handels zu be­
einflussen. Um die Wirksamkeit des 
Quotensystems sicherzustellen, müsse 
derjenige zum Adressaten der Regelung 
gemacht werden, der die Unternehmens­
tätigkeit auf der Produktionsebene be­
stimmen könne. 

Würde man Erzeugungsquoten für jedes 
einzelne Unternehmen vorsehen, so 
würde man die Rechte desjenigen Unter­
nehmens in Frage stellen, das die Kon­
trolle über die zusammengeschlossenen 
Unternehmen übernommen habe, und so 
Artikel 66 EGKS-Vertrag verletzen, wo­
nach Unternehmenszusammenschlüsse 
zulässig seinen. Eine für die gesamte 
Gruppe festgesetzte Erzeugungsquote 
mache das System sehr viel flexibler. Die 
Produktionen im Vergleichszeitraum 
würden für die Unternehmen, die die 
Gruppe bildeten, zusammengerechnet. 
Die Gruppe könne jedoch die festgesetz­
ten Produktionsquoten nach Belieben 
zwischen den verschiedenen Unterneh­
men aufteilen. Sie verfüge daher über 
einen erheblichen Vorteil im Vergleich 
zu einem Einzelunternehmen, das nur 
die Möglichkeit habe, durch Tausch 
oder Kauf die ihm zugeteilten Quoten 
zu verändern oder zu erhöhen. Die Ent­
scheidung Nr. 1696/82 trage daher dem 
wesentlichen Ziel der Bildung eines 
Unternehmenszusammenschlusses Rech-
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nung, durch eine Spezialisierung inner­
halb der Gruppe die Tätigkeiten zu ra­
tionalisieren. 

Die Gruppe zusammengeschlossener Un­
ternehmen unterscheide sich nicht von 
einem Unternehmen, das aus nur einer 
juristischen Person bestehe, aber über 
verschiedene Produktionsstätten verfüge. 
Die hoheitlich erlassene Regelung müsse 
sich an den tatsächlichen Wirtschafts­
strukturen und -tätigkeiten orientieren. 
Mit den Quotensystemen sollten Struk­
tur und Umfang der zukünftigen Pro­
duktion entsprechend der Struktur und 
dem Umfang der Produktion in der Ver­
gangenheit festgelegt werden. Für eine 
Gruppe von zusammengeschlossenen Un­
ternehmen im Sinne von Artikel 66 
EGKS-Vertrag sei die Produktion im 
Vergleichszeitraum das Ergebnis von 
Entscheidungen, die im Rahmen der 
Konzerneinheit getroffen worden seien, 
und sie werde durch das Interesse dieser 
Einheit bestimmt. 

Obwohl die Firma Alpa zu den Ver­
gleichsproduktionen der ersten Quoten­
regelung ungefähr 55 % und die anderen 
Unternehmen der Usinor-Gruppe 45 % 
beitragen hätten, seien 93 % der durch 
die Entscheidung Nr. 1696/82 erfaßten 
Produktionen entfallen; im Jahresbericht 
der Usinor-Gruppe für das Jahr 1982 sei 
darauf hingewiesen worden, daß die ge­
samte Betonstahlerzeugung der Gruppe 
der Firma Alpa übertragen worden sei. 
Die Usinor-Gruppe habe sich somit die 
große Flexibilität der Regelung zunutze 
machen können, indem sie die Erzeu­
gung von Betonstahl auf diese Tochter­
gesellschaft konzentriert habe. Im übri­
gen könne man nicht von außerordentli­
chen Schwierigkeiten der Firma Alpa 
sprechen, wenn dieser Jahresbericht die­
ser Tochtergesellschaft im Jahr 1982 gute 
Resultate bescheinige, da sie gegenüber 
den vorangegangenen Jahren positive Er­
gebnisse verzeichnet habe. Die Quoten 

der Gruppe V für das zweite Quartal 
1983 in Höhe von 41 129 t ergäben bei 
einer Jahreskapazität der Firma Alpa von 
250 000 t, also 62 500 t je Quartal, eine 
Auslastung von 65,8 %. 
Usinor dürfe angesichts ihres vorange­
gangenen Verhaltens nicht gestattet wer­
den, ihre Quoten in Frage zu stellen. Sie 
habe die Produktionsdaten für die ge­
samte Gruppe einschließlich Alpa gelie­
fert, habe zugunsten der Firma Alpa von 
der Flexibilität der Gruppenquote profi­
tiert, habe die Gruppenquoten zehn 
Quartale lang niemals angefochten, und 
die Firma Alpa habe keine getrennte 
Quote beantragt. Usinor habe auch Quo­
tenanpassungen als Gruppe beantragt 
und erhalten und von den Margen profi­
tiert, die den Multiproduzenten bei der 
Berechnung ihrer Überschreitungen und 
eventuell von der Kommission wegen 
Nichteinhaltung der Quoten verhängter 
Geldbußen offenstünden. 

In ihrer Erwiderung erhält die Klägerin 
ihre Einwände gegen Artikel 14 dritter 
Gedankenstrich aufrecht, soweit er ent­
gegen Artikel 4 Buchstabe b, einer 
grundlegenden Vertragsvorschrift, eine 
diskriminierende Unterscheidung zwi­
schen Unternehmen nach ihrer Größe 
vorsehe. Die erweiterte Anwendung der 
vom Vertrag im Rahmen der Regelung 
von Fusionen und Zusammenschlüssen 
aufgestellten Definition der Urvterneh-
mensgruppe auf andere Situationen als 
die des Artikels 66 führe zu willkürlichen 
Ergebnissen und diskriminiere bestimmte 
Unternehmen gegenüber anderen ohne 
irgendeine andere Rechtfertigung wirt­
schaftlicher Art als die, das System der 
Quotenzuteilung zu vereinheitlichen. 

Die Kommission versuche darzutun, daß 
die Regelung in Artikel 2 Absatz 4 der 
Entscheidung Nr. 1696/82 sachgerecht 
sei, da eine Unternehmensgruppe bei der 
Aufteilung der zugeteilten Quoten zwi­
schen den Unternehmen der Gruppe 
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über eine größere Flexibilität verfüge 
und dies die Zuteilung von Globalquoten 
und den Ausschuß von Einzelquoten für 
bestimmte Unternehmen rechtfertige. 
Dies könne zwar in einigen Fällen zu­
treffen, in anderen Fällen sei es aber 
falsch. Im Fall der Klägerin gebe es die 
von der Kommission behauptete Flexibi­
lität nicht. 

Die Muttergesellschaft Usinor habe die 
auf ihre alten Fabriken verteilten sieben 
Produktionsstätten für Betonstahl schritt­
weise stillgelegt und die Tätigkeiten der 
Unternehmensgruppe in der Gruppe V 
auf die Gesellschaft Alpa konzentriert. 
Da die Klägerin keine anderen Tochter­
gesellschaften habe, die Betonstahl er­
zeugten, besitze sie keinen Spielraum für 
die Übertragung der Quoten der Gruppe 
V oder für die anderweitige Beschäfti­
gung der Belegschaft der Firma Alpa. 
Anders als die Kommission zu glauben 
scheine, sei die Firma Alpa von ihrer 
Muttergesellschaft, was die Belieferung 
mit Schrott angehe, völlig unabhängig, 
und der Verkauf werde von der Firma 
Alpa ganz selbständig durchgeführt; 
diese befinde sich wirtschaftlich in der­
selben Situation wie ein nicht integriertes 
Unternehmen. Die Klägerin erinnert 
daran, daß die Gesellschaft Alpa nur ein 
einziges Erzeugnis herstelle und ihre An­
lagen keine andere Produktion als die 
von Betonstahl erlaubten. 

Das von der Kommission aufgestellte Sy­
stem führe dazu, daß zwei Unterneh­
men, die unter gleichartigen Bedingun­
gen arbeiteten, verschieden behandelt 
würden. Daß kleinen unabhängigen Un­
ternehmen Anpassungen zugebilligt wür­
den, den einer Gruppe angehörenden 
Unternhemen, die unter den gleichen 
Voraussetzungen wie ein unabhängiges 
Unternehmen betrieben würden, dagegen 
diese Möglichkeit versagt werde, habe 
unvermeidlich strukturelle Veränderun­
gen in dem betreffenden Bereich zur 

Folge. Aufgrund der Quotenanpassungen 
führten die kleinen unabhängigen Unter­
nehmen die Geschäfte aus, deren Aus­
führung den integrierten Unternehmen 
mangels ausreichender Quoten nicht 
möglich sei, und vergrößerten ihre Pro­
duktion zum Nachteil der Konkurrenz­
unternehmen. Der Anteil von Usinor/ 
Alpa am französischen Markt sei von 
27,7 % im Jahr 1974 auf 13,5 % im Jahr 
1982 gefallen, während der Anteil der 
Italiener von 3,5 % im Jahr 1974 auf 
24,2 % im Jahr 1983 gestiegen sei. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes müsse die Kommission Artikel 58 
EGKS-Vertrag wettbewerbsneutral an­
wenden, ohne bestimmte Unternehmen 
gegenüber anderen, die sich auf dem 
Markt in einer gleichartigen Situation 
befänden, zu bevorzugen. Modernisie-
rungs- und Umstrukturierungsmaßnah­
men müßten den Unternehmen, die sie 
durchgeführt hätten, einen Vorteil brin­
gen und dürften ihnen nicht zum Nach­
teil gereichen. Die Ausnahmebestimmun­
gen zu der allgemeinen Quotenregelung 
müßten sich an den allgemeinen Ver­
tragszielen ausrichten. 

Der Gerichtshof habe das System der 
nach Maßgabe der Vergleichsproduktio­
nen berechneten Quoten für rechtwirk­
sam erklärt, da dieses System seiner An­
sicht nach die Marktstruktur nicht verän­
dere. Dieses Kriterium „ermöglicht . . . 
eine Verminderung der Geamtproduk-
tion, ohne damit die Stellung der einzel­
nen Unternehmen auf dem Markt zu 
verändern" (Urteil vom 3. 3. 1982 in der 
Rechtssache 14/81, Alpha Steel, Slg. 
1982, 749; Urteil vom 15. 2. 1982 in den 
verbundenen Rechtssachen 39, 43, 85 
und 88/81, Halyvourgiki, Slg. 1982, 
593). 

Zwar habe der Gerichtshof Artikel 14 
der Entscheidung Nr. 2794/80 für zuläs­
sig gehalten, der eine Ausnahmebestim­
mung für Einzelfälle gewesen sei, auf-
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grund deren die Kommission aut Antrag 
eines betroffenen Unternehmens bei be­
sonderen Schwierigkeiten aus Billigkeits­
gründen eine Änderung seiner Quote 
habe vornehmen können (Urteil vom 3. 
3. 1982 in der genannten Rechtssache 
Alpha Steel), doch seien Anpassungen 
nach der seinerreit geltenden Fassung 
des Artikels 14 nicht für eine ganze 
Gruppe von integrierten oder zu großen 
Unternehmen generell ausgeschlossen 
gewesen. 
Die Kommission habe sich bewußt dafür 
entschieden, die mit der Verminderung 
der Gesamtproduktion verbundenen Op­
fer einigen Unternehmen aufzuerlegen 
und andere davon auszunehmen, ohne 
dafür einen anderen sachlichen Grund 
als die Größe der ersteren zu haben. 
Nach Auffassung der Klägerin führt die 
beschränkte Auslastung ihrer Kapazitä­
ten zu ernstlichen sozialen, wirtschafti-
chen und finanziellen Schwierigkeiten. 
Die Verluste hätten sich im ersten Quar­
tal 1983 auf 7 642 000 FF erhöht und 
dürften sich im zweiten Quartal 1983 auf 
5 766 000 FF belaufen. 

Die Klägerin bleibt dabei, daß eine An­
passung des Anteils bestimmter Unter­
nehmen die dementsprechende Herabset­
zung des Anteils anderer zur Folge habe. 
Diese Produktionsverschiebung ergebe 
sich eindeutig aus einer Tabelle im An­
hang zur Erwiderung sowie den veröf­
fentlichten Marktvorausschätzungen und 
der Quotenverteilung. Infolge der von 
der Kommission vorgenommenen Anpas­
sungen sei der Usinor zugewiesene An­
teil an der Gesamtquote von 2,54 % der 
vorausgeschätzten Quote auf 2,40 % der 
endgültigen Quote für das zweite Quar­
tal 1983 zurückgegangen. Der Anteil von 
Usinor an der Gesamtquote der Gruppe 
V habe durch das System der Zuteilung 
zusätzlicher Quoten an die nicht inte­
grierten Konkurrenzunternehmen Quar­
tal für Quartal ständig abgenommen, wie 

die Tabelle in Anhang 7 zeige. Er sei von 
2 , 8 % im vierten Quartal 1981 auf 
2,40 % im zweiten Quartal 1983 gesun­
ken. 

Wenn die endgültige Gesamtquote ge­
recht auf die Unternehmen, die unter 
gleichen Voraussetzungen Betonstahl er­
zeugten, aufgeteilt worden wäre, wäre 
die Quote der Klägerin angepaßt wor­
den, um ihre Produktionsbeschränkung 
in der Gruppe V der durchschnittlichen 
Geamtbeschränkung aller Unternehmen 
der EGKS anzugleichen. 

In ihrer Gegenerwiderung weist die 
Kommission auf einen angeblichen 
Widerspruch im Vorbringen der Kläge­
rin hin. In ihrer Klageschrift habe die 
Klägerin versucht, in den Genuß von Ar­
tikel 14 dritter Gedankenstrich der allg-
meinen Entscheidung Nr. 1696/82 zu 
kommen. Sie habe die Rechtmäßigkeit 
dieser Vorschrift nicht in Frage gestellt, 
sondern sich um den Nachweis bemüht, 
daß Artikel 2 Absatz 4 die Firma Alpa 
gegenüber den anderen Monoproduzen-
ten diskriminiere, auf die Artikel 14 drit­
ter Gedankenstrich angewendet werde. 

In ihrer Erwiderung trage Usinor ein 
gänzlich neues Angriffsmittel vor, näm­
lich daß Artikel 14 dritter Gedanken­
strich rechtswidrig sei, weil er Unterneh­
men ausschließe, deren Produktion eine 
bestimmte Höhe überschreite. Auf Seite 
23 ihrer Erwiderung beantrage sie, die 
Einzelfallentscheidung aufzuheben, da 
sie auf Artikel 14 dritter Gedankenstrich 
der Entscheidung Nr. 1696/82 gestützt 
sei, der rechtswidrig sei. Da das Vorbrin­
gen neuer Angriffsmittel im Laufe des 
Verfahrens nach Artikel 42 § 2 der Ver­
fahrensordnung untersagt sei, beantragt 
die Kommission, das neue Vorbringen 
als unzulässig zurückzuweisen. 

Im übrigen sei die angefochtene Ent­
scheidung nicht aufgrund von Artikel 14 

3490 



USINOR / KOMMISSION 

dritter Gedankenstrich getroffen wor­
den; die Klägerin könne daher ge­
genüber dieser Vorschrift, die nicht die 
Grundlage der individuellen Entschei­
dung darstelle, nicht die Einrede der 
Rechtswidrigkeit erheben. 

Die Kommission bestreitet die Behaup­
tung der Klägerin, daß Artikel 2 Absatz 
4 zu einem merklichen Ungleichgewicht 
in der Wettbewerbssituation der Unter­
nehmen und insbesondere der Firma 
Alpa führe. Artikel 58 gebe der Kommis­
sion sogar ausdrücklich die Möglichkeit, 
zur Existenzerhaltung der am stärksten 
betroffenen Unternehmen einen Aus­
gleich bei den notwendigen Belastungen 
vorzunehmen. Ein angemessenes Mittel 
dazu sei die auf bestimmte Unternehmen 
begrenzte Möglichkeit der Quotenanpas­
sung. Der Gerichtshof habe festgestellt, 
daß bestimmte Veränderungen der 
Marktstrukturen durchaus mit Artikel 58 
EGKS-Vertrag in Einklang stünden, da 
er die Rechtmäßigkeit von Vorschriften 
über die Anpassung der Vergleichspro­
duktionen anerkannt habe (Rechtssachen 
Krupp, Slg. 1981, 2489, und Alpha Steel, 
Slg. 1982, 749). 

Die Kommission bestreitet auch, ein rein 
rechtliches Kriterium angewandt zu ha­
ben: Vielmehr sei es Usinor, die von der 
Kommission eine „rein rechtliche" Rege­
lung verlange, nämlich jedem Unterneh­
men im Sinne von Artikel 80 individuelle 
Quoten zuzuweisen. Folgte man dieser 
These, hingen die Zuteilung der Quoten 
und die Entscheidung über die eventuelle 
Anpassungen nur von der Rechtsform 
des betreffenden Betriebs ab. Wenn die 
Firma Alpa eine eigene Gesellschaft 
wäre, aber einer Gruppe angehörte, er­
hielte sie individuelle Quoten und wäre 
Adressat von getrennten Anpassungsent­
scheidungen; wenn eine der Firma Alpa 
gleichartige Wirtschaftseinheit nur ein 
eigenständiger Betrieb und als solcher 
Teil einer einzigen juristischen Person 

wäre, erhielte sie keine getrennten Quo­
ten. 

Die Kommission weist auch die Behaup­
tung zurück, daß die Muttergesellschaft 
Usinor nicht über die mit der Leitung 
einer Gruppe verbundene Flexibilät ver­
füge. Als Beispiel führt die Kommission 
an, daß Usinor im vierten Quartal 1981 
die Nichtausschöpfung der Quoten 
durch die Unternehmensgruppe in den 
Gruppen la und VI — deren Erzeugnisse 
die Firma Alpa nicht herstelle — dazu 
benutzt habe, eine Produktionsquoten­
überschreitung von 2 211 t in der Gruppe 
V auf nur 335 t zu senken. 

Außerdem sei es nicht Ziel der Quoten­
regelung, den betroffenen Unternehmen 
einen rentablen Auslastungsgrad ihrer 
Anlagen zu gewährleisten (Urteil vom 
11. 5. 1983 in der Rechtssache 244/81, 
Klöckner, insbesondere Randnummer 17 
der Entscheidungsgründe, Slg. 1983, 
1451). 

Für den Fall, daß der Gerichtshof das 
Vorbringen zur Rechtswidrigkeit des Ar­
tikels 14 dritter Gedankenstrich der Ent­
scheidung Nr. 1696/82 für zulässig hält, 
macht die Kommission hilfsweise gel­
tend, diese Rüge sei unbegründet. 

Die Kommission untersucht zunächst die 
Marktentwicklung, die zur einer Benach­
teiligung der sogenannten Monoprodu-
zenten geführt habe, die Betonstahl aus 
Schrott herstellten, indem sie diesen in 
Elektroofen unmittelbar in flüssigen 
Stahl umwandelten. Dieses Verfahren 
gestatte nicht die Herstellung sämtlicher 
anderer Stahlerzeugnisse. 

Die in der Entscheidung Nr. 533/82 vor­
gesehene Verringerung der Kürzungs­
sätze für die kleinen und mittleren Mo-
noproduzenten sei nicht diskriminierend 
und dem Ziel, allen Unternehmen eine 
Überlebenschance zu geben, angemessen. 
Die Ungleichbehandlung sei keine Dis­
kriminierung, da die Verhältnisse bezüg-
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lieh der Unternehmensgröße, der Pro­
duktionsstruktur und der Wirkungen des 
Systems der Erzeugungsquoten nicht 
vergleichbar seien. 

Wenn die Einfügung des Artikels 14 
Buchstabe b in die Entscheidung Nr. 
1831/81 durch die Entscheidung Nr. 
533/82 rechtmäßig sei, gelte dies erst 
recht für Artikel 14 dritter Gedanken­
strich der Entscheidung Nr. 1696/82, der 
ihn ersetzt habe und der sogar restrikti­
ver sei, da die Anpassungen nur dann ge­
währt würden, wenn eine Prüfung des 
Einzelfalls ergebe, daß das Unternehmen 
außerordentliche Schwierigkeiten ange­
sichts der neu eingetretenen Marktsitua­
tion nachgewiesen habe. 

B — Die Erzeugnisse der Gruppe Id 

Nach Angaben der Klägerin stellen zwei 
ihrer Tochtergesellschaften, die Firmen 
Laminoirs de Strasbourg und Galvanor, 
ein neues Erzeugnis, Monogal, her, das 
zur Gruppe Id gehöre. Dieses Erzeugnis 
sei ein Blech, das durch Feuerverzinken 
mit Zink beschichtet werde. Das Zink 
werde anschließend auf der einen Seite 
durch Abbürsten entfernt, während die 
andere Seite zinkbeschichtet bleibe. Auf 
diese Weise könnten Schweißarbeiten 
problemlos durchgeführt werden, das 
Ziehen gehe leicht vonstatten und die 
Lackschicht hafte besser auf dem Blech. 

Die Korrosionsbeständigkeit dieses Pro­
dukts erkläre seine zunehmende Ver­
wendung in der Automobilindustrie. 

Es sei eine Verschiebung der Nachfrage 
von den Erzeugnissen der Gruppe Ib, 
kaltgewalzte Bleche, zu den feuerver­
zinkten Blechen der Gruppe Id, z. B. 
dem Monogal, festzustellen. 

Die Quoten der Klägerin für die Gruppe 
Id seien nach Maßgabe einer Vergleichs­
menge festgesetzt worden, die aufgrund 

von 12 Monaten, davon einer aus dem 
Jahr 1978 und 11 aus dem Jahr 1979 und 
dem ersten Halbjahr 1980, berechnet 
worden sei. Wegen des starken Anstiegs 
der Nachfrage sei die Vergleichsmenge 
der derzeitigen Nachfrage nach diesem 
Erzeugnis in keiner Weise angemessen. 
Die Klägerin hat ihrer Klageschrift Aus­
züge aus dem Schriftwechsel mit ihren 
Kunden beigelegt, die nicht verständen, 
daß ihre Nachfrage nicht befriedigt wer­
den könne. 

Die Kommission habe aufgrund ihrer 
Weigerung, den tiefgreifenden Verände­
rungen auf den Markt für Erzeugnisse 
der Gruppe Id Rechnung zu tragen, ihre 
Pflicht verletzt. Nach Artikel 18 der Ent­
scheidung Nr. 1696/82/EGKS sei die 
Kommission verpflichtet, durch allge­
meine Entscheidung die notwendigen 
Anpassungen vorzunehmen, wenn „tief­
greifende Änderungen auf dem Stahl­
markt eintreten] oder . . . die Anwen­
dung dieser Entscheidung auf unvorher­
gesehene Schwierigkeiten [stößt]". Die 
Verschiebung der Nachfrage von unbe­
schichtetem Blech zu beschichtetem 
Blech in erheblichem Umfang zeuge sehr 
wohl von einer „tiefgreifenden Änderung 
auf dem Markt". Die Kommission sei 
von den Unternehmen über diese Situa­
tion unterrichtet worden und sei ver­
pflichtet, in ausreichendem Umfang die 
Kürzungssätze so anzupassen, daß die 
Hersteller die wachsende Nachfrage auf 
dem Markt befriedigen könnten. 

Die Entscheidung Nr. 950/83/EGKS der 
Kommission vom 20. April 1983 zur 
Festsetzung der geänderten prozentualen 
Kürzungen für das zweite Quartal 1983 
(ABl. L 104, S. 19) sei unzureichend. 

Die Kommission weist darauf hin, daß sie 
am 8. Juni 1983 eine Entscheidung (Ent­
scheidung Nr. 1619/83/EGKS, ABl. 
L 159, S. 56) erlassen habe, durch die in 
die Entscheidung Nr. 1696/82/EGKS 
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ein Artikel 17a eingefügt worden sei, der 
wie folgt laute : 

„Stellt die Kommission aufgrund eines 
von einem Unternehmen im Laufe eines 
Quartals eingereichten Antrags fest, daß 
das Unternehmen die Belieferung seiner 
Kunden mit Erzeugnissen der Gruppe Id 
wegen seiner niedrigen Vergleichspro-
duktion und damit der auferlegten Quo­
ten sowie aufgrund der Tatsache, daß 
seine Kunden die Lieferung von Erzeug­
nissen der Gruppe Id anstelle von Pro­
dukten der Gruppe Ib und/oder Ic wün­
schen, nicht mehr sicherstellen kann, so 
kann die Kommission eine Teilübertra­
gung der Produktionsquoten für die 
Gruppe Ib und/oder Ic oder des Anteils 
dieser Quoten, der auf den Gemeinsa­
men Markt geliefert werden darf, auf die 
Gruppe Id genehmigen, sofern dadurch 
das Funktionieren des Quotensystems 
nicht gestört wird." 

Nach Ansicht der Kommission ist damit 
der Teil der Klage, in dem es um die Er­
zeugnisse der Gruppe Id geht, gegen­
standslos geworden. 

Außerdem sei die von Usinor vorgeschla­
gene Lösung, nämlich eine Erhöhung der 
Steigerungssätze für die Gruppe Id, un­
angemessen, da es sich um einen Vor­
gang handele, bei dem die Erzeugnisse 
der Gruppe Id die der anderen Gruppe, 
insbesondere der Kategorie Ib, ersetzten. 

Es gehe auch nicht um ein allgemeines 
Problem; daher habe sie gebührend ge­
rechtfertigte Anpassungen für jedes ein­
zelne Unternehmen vorgenommen. 

Nach Ansicht der Klägerin können die 
durch Artikel 17a der Entscheidung Nr. 
1696/82 eröffneten Möglichkeiten der 
Quotenübertragung von der Gruppe Ib 
und/oder Ic auf die Gruppe Id weder die 
Rechtswidrigkeit der Entscheidung Nr. 
950/83 noch die der ihr aufgrund dieser 
allgemeinen Entscheidung mitgeteilten 

individuellen Entscheidung hinsichtlich 
der Erzeugnisse der Gruppe Id heilen. 
Denn erstens sei Artikel 17a verspätet 
veröffentlicht worden und habe auf die 
Produktion des zweiten Quartals 1983 
nicht mehr angewendet werden können, 
und zweitens könne er nicht das Problem 
lösen, das sich durch die Entwicklung 
auf dem Markt für Erzeugnisse der 
Gruppe Id hinsichtlich der Quotenrege­
lung stelle. 

Was das zweite Quartal 1983 betreffe, so 
sei Artikel 17a frühestens am Montag, 
dem 20. Juni, bekannt gewesen, also 
zehn Tage vor dem Ende des zweiten 
Quartals 1983, als die Klägerin schon 
mindestens 90 % ihrer Produktionsquo­
ten für dieses Quartal produziert gehabt 
habe und es ihr wegen der technisch not­
wendigen Zeiträume vollkommen un­
möglich gewesen sei, von den in diesem 
Artikel vorgesehenen Übertragungsmög­
lichkeiten Gebrauch zu machen. 

Der Kommission sei die Situation auf 
dem Markt für Produkte der Gruppe Id 
seit Monaten bekannt gewesen. 

Sie hätte rechtzeitig die notwendigen 
Anpassungen vornehmen müssen; dies 
habe sie nur verspätet und unvollkom­
men getan. 

Artikel 17a benachteilige die Unterneh­
men über die Notwendigkeiten des Quo­
tensystems hinaus, da er für die Quoten 
der Gruppen Ib und/oder Ic und für die 
der Gruppe Id verschiedene prozentuale 
Kürzungen vorsehe. Die Kommission 
hätte vorsehen müssen, daß die Ver­
gleichsmengen und nicht die Quoten der 
Gruppen Ib und/oder Ic Tonne für 
Tonne auf die Gruppe Id übertragen 
werden könnten. Nur bei einer Übertra­
gung der Vergleichsmengen könne man 
den Marktstrukturen in angemessener 
Weise Rechnung tragen, da die Anpas­
sung der Produktionsmengen an die 
Nachfrage durch die prozentualen Kür­
zungen erfolge. 

3493 



URTEIL VOM 11. 10. 1984 — RECHTSSACHE 103/83 

Die Klägerin belegt mit einem Zahlen­
beispiel die Wirkungen des derzeitigen 
Systems und vergleicht damit die Zahlen, 
die sich bei dem von ihr vorgeschlagenen 
System ergäben. 

Die Kommission bestreitet, daß die Ent­
scheidung Nr. 1619/83 verspätet erlassen 
worden sei. Bevor man tätig geworden 
sei, habe man untersuchen müssen, ob 
ein allgemeines Problem vorliege, das 
eine Anpassung aufgrund des Artikels 18 
Absatz 1 der Entscheidung rechtfertigen 
könnte. Die Klagen von Usinor im N o ­
vember 1982 hätten insoweit nicht ausge­
reicht. 

Die Untersuchung des betreffenden 
Marktes sei sehr schwierig gewesen; die 
Erzeugnisse der Gruppe I seien nämlich 
sehr unterschiedlich. Diese Gruppe um­
fasse Bleche mit organischer Beschich­
tung für bewegliche Zwischenwände, 
vorlackierte Bleche für Büromöbel, für 
elektrische Haushaltsgeräte und betreffe 
sehr unterschiedliche Verbraucher und 
Märkte. Es sei sehr wenig statistisches 
Material verfügbar gewesen, das befrie­
digende Auskünfte hätte liefern können. 
Im übrigen habe die Kommission Usinor 
sofort telefonisch unterrichtet, nachdem 
sie ihre Entscheidung getroffen habe. 

Es bestehe eine enge Verbindung zwi­
schen den Erzeugnissen der Gruppe Ib 
und Id. Das Erzeugnis sei zwar ausge­
klügelter, aber dennoch dasselbe Grund­
produkt, nämlich Blech. Es sei nicht ein­
zusehen, weshalb ein Automobilhersteller 
für die Karosserie seines Autos zwei 
Bleche der Gruppe Id brauchen sollte, 
um ein Blech der Gruppe Ib zu ersetzen. 

Das theoretische Beispiel von Usinor sei 
völlig künstlich. Die Kommission schlägt 
vor, ein wirkliches Beispiel zu nehmen. 
Die Vorausschätzung des Gesamtver­
brauchs erfolge aufgrund von Erörterun­
gen mit allen Beteiligten, und die daraus 

folgenden prozentualen Kürzungen wür­
den also vollkommen objektiv festgelegt. 
Wenn ein Hersteller in der Automobilin­
dustrie sich für die Verwendung eines 
beschichteten Blechs anstelle eines ge­
wöhnlichen Blechs entscheide, so ver­
brauche er nicht mehr Stahl. 

Die Entscheidung der Kommission 
müsse insofern als vollkommen folgerich­
tig angesehen werden, als sie eine Über­
tragung Tonne für Tonne von einer 
Gruppe in die andere ermögliche. 

Die von Usinor vorgeschlagene Übertra­
gung der Vergleichsmenge der Gruppe 
Ib (prozentuale Kürzung 30 %) auf die 
Gruppe Id (Steigerungssatz 40 %) würde 
zu einer Verdoppelung der sich daraus 
ergebenden Quote führen (140 t statt 
70 t). Usinor wolle nicht eine Verlage­
rung des Verbrauchs von einer Gruppe 
auf eine andere, sondern auf künstlichem 
Wege eine bedeutende Steigerung seiner 
Quoten erreichen. 

Die Kommission bestreitet auch, daß die 
prozentualen Kürzungen zu streng ge­
wesen seien oder daß sie eher hätte han­
deln müssen; die Produktionen der 
Gruppe Id für das erste und zweite 
Quartal 1983 seien nämlich bei sämtli­
chen Unternehmen der Gemeinschaft um 
50 734 t (oder 9,05 %) bzw. 99 368 t 
(oder 13,34 %) unter den Gesamtquoten 
geblieben. 

I V — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 23. Februar 1984 ha­
ben Rechtsanwältin Funck-Brentano für 
die Firma Usinor und Herr Benyon für 
die Kommission mündlich verhandelt. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 5. April 1984 
vorgetragen. 
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Entscheidungsgründe 

i Die Union sidérurgique du Nord et de l'Est de la France — Usinor — hat 
mit Klageschrift, die am 3. Juni 1983 bei der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen ist, nach Artikel 33 EGKS-Vertrag Klage auf Aufhebung der 
Entscheidung der Kommission vom 27. April 1983 zur Festsetzung der Pro­
duktions- und Lieferquoten der Klägerin für das zweite Quartal 1983 erho­
ben, soweit diese Entscheidung die Erzeugnisse der Gruppe Id und der 
Gruppe V betrifft. 

2 Die Klägerin macht im wesentlichen zwei Angriffsmittel gegen die Entschei­
dung der Kommission geltend. Das erste betrifft die Erzeugnisse der Gruppe 
V (Betonstahl), bei denen die Kommission die Vergleichsproduktionen zu 
Unrecht auf die Gruppe Usinor als solche und nicht auf deren Tochtergesell­
schaft Alpa bezogen habe. Das zweite Angriffsmittel betrifft die Erzeugnisse 
der Gruppe Id, für die die Kommission eine angesichts einer erhöhten Nach­
frage auf dem Markt unzureichende Quote festgesetzt habe. 

1. Zu den E r z e u g n i s s e n de r G r u p p e V 

3 Usinor ist eine Unternehmensgruppe, zu der die Firma Alpa, eine eigenstän­
dige juristische Person französischen Rechts, als hundertprozentige Tochter­
gesellschaft gehört. Die firma Alpa ist das einzige Unternehmen der Gruppe, 
das Erzeugnisse der Gruppe V (Betonstahl) herstellt. 

4 Nach Artikel 2 Absatz 4 der Entscheidung Nr. 1696/82/EGKS vom 30. Juni 
1982 (ABl. L 191, S. 1) gilt „als ein Unternehmen im Sinne dieser Entschei­
dung . . . eine Gruppe von zusammengeschlossenen Unternehmen im Sinne 
von Artikel 66 des Vertrages". Da die Kommission der Ansicht war, daß 
Artikel 2 Absatz 4 der Entscheidung Nr. 1696/82 auf die Gruppe Usinor als 
solche Anwendung finde, teilte sie mit dem im vorliegenden Fall angefochte­
nen Bescheid vom 27. April 1983 dieser Gruppe eine Gesamtquote zu, die sie 
nicht auf die verschiedenen Tochtergesellschaften aufschlüsselte. 

5 Die Klägerin vertritt dagegen die Auffassung, daß jede Entscheidung über 
die Zuteilung von Quoten für die Erzeugnisse der Gruppe V unmittelbar an 
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ihre Tochtergesellschaft Alpa zu richten sei; in diesem Zusammenhang macht 
sie geltend, die Entscheidung der Kommission beruhe auf zwei rechtswidri­
gen Vorschriften, nämlich Artikel 2 Absatz 4 der Entscheidung Nr. 1696/82, 
wonach eine Tochtergesellschaft zu Unrecht mit einer Gruppe, zu der sie 
gehöre, gleichgestellt werden könne, sowie Artikel 14 derselben Entschei­
dung, der im Fall von zusammengeschlossenen Unternehmen nur der Gruppe 
selbst eine Quotenapassung ermögliche und dadurch Unternehmen, die Teil 
einer solchen Gruppe seien, gegenüber unabhängigen Unternehmen diskrimi­
niere. 

6 Die Klägerin rügt somit erstens die Rechtswidrigkeit von Artikel 2 Absatz 4 
der Entscheidung Nr. 1696/82, da die Kommission sich weder im Rahmen 
von anderen als den in Artikel 66 EGKS-Vertrag genannten Situationen auf 
die Definition der Gruppe von Unternehmen, die der Vertrag für die Rege­
lung von Fusionen und Zusammenschlüssen aufgestellt habe, stützen noch 
insoweit über die Definition des Unternehmens in Artikel 80 EGKS-Vertrag 
hinausgehen dürfe. Der Unternehmensbegriff des Vertrages decke sich mit 
dem Rechtsbegriff der natürlichen oder juristischen Person (Urteil vom 22. 3. 
1961 in den verbundenen Rechtssachen 42 und 49/59, SNUPAT, Slg. 1961, 
109). 

7 Dieses Vorbringen ist zurückzuweisen. Die Kommission hat nämlich den ihr 
von Artikel 58 EGKS-Vertrag eingeräumten Ermessensspielraum nicht über­
schritten, als sie sich aus praktischen Gründen dafür entschied, das Unter­
nehmen, das auf der Produktionsebene die Tätigkeit der Gruppe leitet, zum 
Adressaten der Quoten zu machen; ein solches Verfahren ermöglicht dem 
Unternehmen auch eine Aufteilung der Quoten innerhalb der Gruppe, wie 
sie am besten einer wirkungsvollen Produktionsleitung entspricht. Indem die 
Kommission auf diese Weise durch ihre Entscheidung Nr. 1696/82 die 
Gruppe von zusammengeschlossenen Unternehmen im Sinne von Artikel 66 
EGKS-Vertrag zum Adressaten der Quotenregelung bestimmte, ist sie ferner 
in keiner Weise von der Definition des Unternehmens in Artikel 80 EGKS-
Vertrag, wie sie insbesondere in der Rechtsprechung des Gerichtshofes aus­
gelegt wird, abgewichen, da durch eine solche Entscheidung weder die 
eigenständige Rechtspersönlichkeit der Unternehmen in der Gruppe noch 
ihre Möglichkeit, individuell sie selbst betreffende Prozesse zu führen, beein­
trächtigt wird. 
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s Zweitens macht die Klägerin geltend, die Kommission müsse bei der Prüfung 
der Anträge auf Anpassung der Quoten nach Artikel 14 der Entscheidung 
Nr. 1696/82 der jeweiligen Situation jedes Unternehmens der Gruppe ge­
trennt Rechnung tragen und dürfe nicht auf die Situation der gesamten 
Gruppe von zusammengeschlossenen Unternehmen im Sinne von Artikel 66 
EGKS-Vertrag abstellen. 

9 Nach Artikel 14 der Entscheidung Nr. 1696/82 in der Fassung der Entschei­
dung Nr. 2751/82/EGKS vom 6. Oktober 1982 (ABl. L 291, S. 8) können 
die Unternehmen eine Anpassung ihrer Quote für die Erzeugnisse der 
Gruppe V beantragen, wenn unter anderem die gesamte Erzeugung entspre­
chend Artikel 1 im Jahr 1981 700 000 t nicht überschreitet und die Erzeu­
gung der Gruppen IV, V und VI einen hohen Prozentsatz der Erzeugung 
des Unternehmens ausmacht. 

io Es steht fest, daß der Usinor-Gruppe mit einer Erzeugung von über 700 000 t 
keine Anpassung ihrer Vergleichsproduktionen für die Erzeugnisse der 
Gruppe V gewährt werden könnte. Dagegen meinte ihre Tochtergesellschaft 
Alpa, sämtliche Voraussetzungen des Artikels 14 zu erfüllen, und beantragte 
daher mit Einschreiben vom 26. Mai 1983, diese Vorschrift auf sie anzuwen­
den. Die Kommission wies diesen Antrag jedoch mit der Begründung zu­
rück, daß die Firma Alpa der Usinor-Gruppe angehöre, die als einzige 
Adressat der Quoten sei und infolgedessen allein das Recht habe, Anträge 
auf Anwendung der Bestimmungen der Entscheidung Nr. 1696/82 zu stellen. 

1 1 Nach Ansicht der Klägerin hat die Beklagte damit die zusammengeschlosse­
nen Unternehmen gegenüber den unabhängigen Unternehmen diskriminiert, 
indem sie die besondere Situation der Firma Alpa nur deswegen nicht be­
rücksichtigt habe, weil letztere eine Tochtergesellschaft von Usinor sei. 

i2 Diese zweite Begründung des ersten Angriffsmittels ist ebenfalls zurückzu­
weisen. Die vorliegende Klage betrifft nämlich nicht die Entscheidung der 
Kommission über den Antrag der Firma Alpa vom 26. Mai 1983, sondern 
ausschließlich die Entscheidung der Kommission vom 27. April 1983 über die 
Zuteilung der Quoten an die Usinor-Gruppe. Im übrigen ist festzustellen, 
daß zum Zeitpunkt, als die Entscheidung getroffen wurde, weder die Kläge­
rin noch die Firma Alpa einen Antrag auf Quotenanpassung gestellt hatte. 
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Der Kommission kann daher nicht vorgeworfen werden, zu diesem Zeit­
punkt keine Anpassung vorgenommen zu haben. Hinsichtlich der Lage der 
Firma Alpa verweist der Gerichtshof auf seine Erwägungen im Urteil vom 
gleichen Tag in der Rechtssache 151/83 (Alpa, Smi. 1984, 3519). 

2. Zu den E r z e u g n i s s e n der G r u p p e Id 

n Die Klägerin macht geltend, sie stelle ein neues Erzeugnis, Monogal, her, 
das zur Gruppe Id gehöre und als Ersatz für kaltgewalzte Bleche der Gruppe 
Ib vor allem in der Automobilindustrie zunehmend Verwendung finde. We­
gen der stark gestiegenen Nachfrage seien die derzeitigen Quoten, die nach 
Maßgabe der alten Vergleichsmengen festgesetzt worden seien, dem Bedarf 
völlig unangemessen. Nach Artikel 18 der Entscheidung Nr. 1696/82 sei die 
Kommission verpflichtet, durch allgemeine Entscheidung die notwendigen 
Anpassungen vorzunehmen, wenn „tiefgreifende Änderungen auf dem Stahl­
markt eintreten] oder . . . die Anwendung dieser Entscheidung auf unvor­
hergesehene Schwierigkeiten [stößt]". Da die Kommission der zunehmenden 
Nachfrage nicht Rechnung getagen habe, habe sie diese Vorschrift mißach­
tet. 

H Dieses Vorbringen ist zurückzuweisen. Soweit nämlich die wachsende Nach­
frage nach Erzeugnissen der Gruppe Id auf einer sinkenden Nachfrage nach 
den Produkten der Gruppe Ib beruht, konnte die Kommission zu Recht die 
Auffassung vertreten, daß eine einfache Anpassung der Quoten für die Er­
zeugnisse der Gruppe Id ohne gleichzeitige Herabsetzung der Quoten für 
die Produkte der Gruppe Ib nicht zweckmäßig sei. Eine solche Regelung 
konnte nur durch eine besondere Entscheidung der Kommission nach einer 
gründlichen Untersuchung der tatsächlichen Marktentwicklung und nach 
Anhörung der Branche getroffen werden. In diesem Zusammenhang ist fest­
zustellen, daß die Kommission durch die Entscheidung Nr. 1619/83 vom 
8. Juni 1983 (ABl. L 159, S. 56) in die Entscheidung Nr. 1696/82 einen 
Artikel 17a eingefügt hat, wonach sie eine Teilübertragung der Produktions­
und Lieferquoten der Gruppen Ib oder Ic auf die Gruppe Id genehmigen 
kann, wenn ein Unternehmen die Notwendigkeit dafür nachweist und soweit 
dadurch nicht das Funktionieren des Systems gestört wird. Zwar erging diese 
Entscheidung erst etwa eineinhalb Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem die 
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Kommission von der Industrie auf die ersten Schwierigkeiten bei den Er­
zeugnissen der Gruppe Id aufmerksam gemacht worden war; dieser Zeit­
raum kann aber angesichts sämtlicher dem Gerichtshof bekannten Umstände 
nicht als zu lang angesehen werden. 

K o s t e n 

is Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin mit ihrem Vorbringen 
unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden : 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens. 

Mackenzie Stuart Bosco Koopmans 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Oktober 1984. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

D. Louterman 

Verwaltungsrätin 

Der Präsident der Ersten Kammer 

G. Bosco 
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